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Amnestie angenommen
Bayernpariei spricht von „flagranter Verlet¬
zung der Länder-Rechte“ — Wortgefecht zwi¬

schen SPD- und KPD-Abgeordneten
Von unserem DND - Korrespondepten

v .W . Bonn . Mit überwältigender Mehrheit
aller Fraktionen bei einigen — ebenfalls Aber
alle Fraktionen verteilten — Gegenstimmen ,wurde auf der 22. Sitzung des Bundestagesam Freitag das Amnestiegesetz in 2. und 3.
Lesung angenommen . Fast zur gleichen Zeit
sprachen sich in der Sitzung des Bundesrates
einige Ländervertreter gegen die Vorlage aus.Dennoch ist nicht zu befürchten , daß das vonvielen sehnlichst herbeigewünschte Gesetznicht mehr vor Weihnachten Gesetzeskraft
erlangen wird . Das Amnestiegesetz gehört zur
Gruppe der Bundesgesetze , die bei Ableh¬
nung durch den Bundesrat dennoch durch
Übereinstimmung im Bundestag rechtsgültigwerden können . Da die Vertreter fast aller
Fraktionen für eine endgültige Verabschie¬
dung noch vor Weihnachten waren , ist damit
zu rechnen , daß das Amnestiegesetz noch vordem Fest Rechtskraft erlangt.

Nach dem neu überarbeiteten Entwurf istder Stichtag für die zu amnestierenden De¬likte auf den 15. Dezember 1949 festgesetzt.Nach g 2 des Gesetzes fallen unter die Am¬nestie rechtskräftige Freiheitsstrafen bis zu
sechs Monaten, und daneben ausgesprocheneGeldstrafen bis zu 5000 DM sowie Geldstra¬fen, bei denen die Ersatz-Freiheitsstrafe nichtmehr als sechs Monate beträgt . Allerdings giltdies nur für Strafen , die noch nicht verbüßtbzw. noch nicht bezahlt sind. Darüber hinauswerden noch nicht verbüßte Gefängnisstrafenbis zu einem Jahr und zusätzlich ausgespro¬chene nicht bezahlte Geldstrafen bis zu 5000DM unter der Bedingung erlassen, daß derTäter binnen eines Zeitraumes von drei Jah¬ren kein Verbrechen oder ein vorsätzliches
Vergehen verübt . Die Amnestie-Bestimmungfindet keine Anwendung, wenn der Täteraus Grausamkeit ehrloser Gesinnung oderaus Gewinnsucht gehandelt hat . Sinngemäßwird amnesiert ein Täter bei anhängig ge¬machten Verfahren bis zu sechs Monaten Ge¬
fängnis oder, wenn eine Geldstrafe bis zu
5000 DM zu erwarten ist . (Die ergänzendenAmnestie-Bestimmungen für Sonderfälle sind
aus dem Gesetzestext ersichtlich) .

Der Berichterstatter des Ausschusses be¬
tonte bei Erläuterung des Gesetzentwurfesvor dem Bundestag, daß man sich im Aus¬
schuß erst nach sehr eingehender Beratungentschlossen habe, nicht nur Vergehen, son¬dern auch Verbrechen aus politischenGründen , nach 1945 begangen, generell zuamnestieren ; allerdings nur unter der Be¬
dingung , daß die Täter bis zum 31 . März 1950
aus ihrer Illegalität heraustreten

■In der Debatte hatte die Bayernpartei er¬klärt , daß sie zwar den materiellen Inhalt des
Gesetzes anerkenne , die Zuständigkeit des
Bundes jedoch ablehne. Der Abgeordnete Dr .Hermann Etzel sagte, das Gesetz sei eine
Äagrante Verletzung des Rechts der Länder.Schwere Verfassungskonflikte seien unver¬meidbar . Der WAV-Sprecher vermißte die
Löschung solcher Strafen aus dem Strafregi¬ster , die bereits verbüßt sind und unter die
Amnestie gefallen wären . Die NationaleRechte hätte gern einen „noch dickeren
Strich“ unter die Vergangenheit gezogen und
bedauerte , daß die Entnazifizierung nicht
mit einbegriffen worden ist.

Der Bundestag verabschiedete ferner gegendie Stimmen der Kommunisten das Gesetz
zur Erhebung einer, weiter fortlaufenden Ab¬
gabe . Notopfer Berlin “. Über den Ge¬
setzesentwurf kam es zwischen dem sozial¬
demokratischen Berliner Abgeordneten Franz
Neumann und dem Abgeordneten der- KP,Heinz Renner , in der Diskussion zu einem
lebhaften ' Wortgefecht, in dessen Verlauf Neu¬
mann den Abgeordneten Renner beschuldigte,daß es die politischen Freunde seiner Partei
gewesen seien, die seinerzeit für die restlose
Demontage bzw. die Demolierung wesentlicher
Wirtschaftsbetriebe Berlins gestimmt hätten
und daß es die gleichen Kreise wären , die
auch jetzt noch verantwortlich wären für die
schweren wirtschaftlichen Sorgen, die der
Viersektorenstadt täglich neu erwachsen.

„Ein Schritt zunj Kriege “
Heinz Renner , der bei der fast ständigen

Abwesenheit des kommunistischen Fraktions¬
führers Reimann der Wortführer der KP im
Bundestag ist , hatte sich bei Beginn der Ple¬
narsitzung mit erheblichem Stimmenaufwand
bemüht , seine Forderung durchzusetzen, einesofortige Debatte über das ‘ Remilitari¬
sierungs - Problem auszulösen, die erdurch die verschiedenen Presseäußerungen desBundeskanzler für notwendig erachtete.
„Das Interview Adenauers ist ein Schrittzum Kriege“

, erklärte Renner den dagegenheftig protestierenden Abgeordneten der Rech¬ten und löste dadurch einen heftigen Lärmi*n Bundestag aus, daß BundestagspräsidentDr. Köhler seine Glocke minutenlang ge¬brauchen mußte. Refiner drohte nachhaltigmit dem Finger in Richtung auf die FDP-Fraktion und erklärte , „sie bejahe den Krieg“ .Schließlich entzog ihm der Bundestagspräsi¬dent wegen Überschreitung der Redezeit dasWort.
Wie wir erfahren , hatte der kommunistischeAntrag , eine Debatte über das Adenauer-In¬

terview mit der Cleveland-Zeitung auszulösen,bereits im Ältestenrat eine Ablehnung er¬fahren.
Während die Bayern-Partei die Bier -

steuer - Frage — Länder- oder Bundes¬steuer? — äußerst ernst nahm , mit bewegtenWorten von dem landwirtschaftlichen Arbeiter
sprach, der zur „Brotzeit“ wegen der hohenSteuer nunmehr Milch statt Bier trinkenmüsse und das Problem sogar von der Seite
„Föderalismus oder Zentralismus“ anpackte,ja schließlich das Grundgesetz bemühte, wardas schwach besetzte Haus seinerseits bereit,die Angelegenheit für einen „besseren Witz zunehmen“. Die Mehrzahl der Abgeordnetenbrachte jedenfalls zu dieser Zeit dem vollbe¬setzten Bundes - Restaurant sehr vielmehr Interesse entgegen und bewies, daß dasdort ausgeschenkte „Weihen-Stephaner“ einRecht darauf hat , steuerbegünstigt zu sein .

Um die 300 DM - Grenze
An der Sitzung des Bundesrates nahmenauf der Zuschauertribüne etwa 30 Angehörigevon Betriebsräten großer Industrieun¬

ternehmungen aus dem Raume Köln teil . Siewollten die Debatten über die Steuerfreiheitfür Weihnachtsgratifikationen beobachtenund
gegebenenfalls vor dem Parlamentsgebäudedemonstrieren, falls für die Weihnachtsgratifi¬kation keine Steuerfreiheit bis zur Höhe von
300 DM gewährt würde. Die Betriebsräte hat¬ten vorher an verschiedene Angeordnete des
Bundestages Schreiben gerichtet. Darin brach-

Neue Rede des Bundeskanzlers zur Frage der
Remilitarisierung

Von unserem D N D - Korrespondenten
v .W. Bonn . In einer Vorstandssitzung des

CDU-Zonenausschusses in Königswintaf nahm
Bundeskanzler Dr. Adenauer am Freitag er¬
neut zur Frage der deutschen Sicherheit
Stellung . Der Kanzler erklärte , „nicht nur die
übrige Welt, auch Deutschland habe einen
Anspruch auf Sicherheit “. In einer europäi¬schen Streitmacht müßten daher die Deut¬
schen genau wie die anderen europäischenNationen gleichberechtigt vertreten sein.

Die überwiegende Mehrheit des deutschen
Volkes — so erklärte Dr. Adenauer weiter —
lehne einen Krieg oder ein Wiederersteheneiner deutschen Militärmacht ab. Da jedochdie Volkspolizei in der Ostzone eine
reguläre Armee darstelle , über deren militä¬
rische Stärke man sich in Westeuropa klar -
sein müsse, hatten die Alliierten bei ihren
Besprechungen über die militärische Situation
auch daran zu denken, daß Deutschland ein
dicht besiedeltes Land sei. „Die Alliierten ha¬
ben dieses Land entwaffnet . Jetzt sind sieaber auch für die Sicherheit dieses Landes
verantwortlich.“ Sie müßten sich die Fragestelien , was schlimmer sei , ein deutschesKon¬
tingent in einer* europäischen Streitmacht
oder die Bedrohung dlirch Sowjetrußland.Vor dem CDU-Zusammenschluß äußerte
sich der Kanzler auch zu den Petersberg -
Besprechungen und unterstrich die
Gleichberechtigung der Bundesregierung bei
den gegenwärtigen und kommenden Gesprä¬chen. Adenauer glaubt , daß die tatsächlichen
Früchte des Petersberg -Protokolls erst nach
geraumer Zeit sichtbar würden . Unter allen
Umständen aber werde der Demontagestopmithelfen, der deutschen Wirtschaft ihre alte
Stellung im Rahmen der Weltwirtschaft wie¬der zu verschaffen.

Schließlich kündigte Dr. Adenauer an , daß
das Kabinett in kurzer Zeit für die Inter -

Monte Cassino
Gesamtaufwand zwei Milliarden Lire

Rom (DND). Die durch den Krieg vollstän¬dig zerstörte Benediktinerabtei Monte Cas¬sino wird mit einem Gesamtkostenaufwandvon zwei Milliarden Lire neu aufgebaut. Bis¬her wurden bereits für die Räumungsarbeitenund notwendigen Rekonstruktionen 230 Mil¬lionen Lire aufgewendet . Der weggeräumteSchutt umfaßt über 300 000 Kubikmeter . DieAbtei soll als Stammkloster des Benediktiner¬ordens getreu seiner ursprünglichen Bauartwieder aufgebaut werden . Auch die OrtschaftMonte Cassino , die ebenfalls in ein Trümmer¬feld verwandelt worden war , ist bereits wie¬der aufgebaut worden, so daß seit einiger Zeitalle einst obdachlosen Bewohner in die neuenHäuser einziehen konnten . Der Staatsbeitragbeträgt 130 Millionen Lire. Der Rest derWiederaufbaukosten wird durch Mittel des
Marshallplanes, durch Zuwendungen des Va¬tikans und private Hilfe aufgebracht .

Entspannung im Kalten Krieg?
Belgrad entläßt Reservistenverbände

Triest (DND). Zu der Entlassung jugosla¬wischer Reservistenverbände, die im vergan¬genen Sommer zur Verstärkung des jugosla¬wischen Grenzschutzes aufgeboten wordenwaren, verlautet , daß’ man in' Belgrad zwarüber die Wintermonate mit einer gewissen

ten sie zum Ausdruck, daß sie dieNichtachtungdes Bundestagsbeschlusses, 300 DM Weih¬
nachtszuwendungen als steuerfrei zu erklären,durch die Länder und den Bundesfinanzmi¬nister mißbilligen.

Zu einer Demonstration der Betriebsrats-
Mitglieder kam es nicht, nachdem die Frageder Weihnachts-Gratifikation, die ursprüng¬lich nicht auf der Tagesordnung stand , ge¬mäß der Geschäftsordnung des Bundestagesabgesetzt werden mußte.Der Bundesrat -könne über den Vorschlagdes Bundestages, die steuerfreie Grenze fürWeihnachts - Gratifikationen auf300 DM zu erhöhen, nicht entscheiden, erklärte
Bundespräsident Arnold einer Gewerk¬
schaftsdelegation. Kurz zuvor hatte der Bun¬desrat die Auffassung vertreten , daß der Bun -
deätagsbeschluß nur eine Empfehlung an die
Bundesregierung sei. Die Ländervertretungkönne nicht über eine Empfehlung sondernnur über eine Regierungsverordnung entschei¬den. die auf Grund des Bundestagsbeschlusseserlassen würde.

Wie dazu weiter verlautet , verhandelt derstellvertretende Vorsitzende der Freien De¬mokratischen Partei , August Martin Euler ,zur Zeit mit Bundeskanzler Dr. Adenauerüber die Kompetenzstreitigkeiten im Falleder Weihnachtsgratifikationen.

Bettinger entlassen
Stuttgart (DND) . Ministerpräsident Dr .Reinhold Maier hat mit Zustimmung des

nationale Ruhrbehörde einen deut¬schen Vertreter ernennen werde
Paris gegen jede deutsche Aufrüstung

Eine Resolution des Rats der Republik
Paris (DND). Der Rat der Republik nahmeine Resolution an , die sich gegen Jede Auf¬

rüstung Deutschlands ansspricht.
ln der Resolution heißt es, die internatio¬nale Lage mache Deutschlands Beteiligungnotwendig, aber diese Teilnahme und insbe¬

sondere Deutschlands Zulassung zu europä¬ischen Organisationen müsse von gewissen
Bedingungen abhängen.

Ostzonenregierung weist jugoslawische Mili¬tärmission aus — Wegen angeblicher Störungvon Ruhe und Ordnung
Berlin (DND) . Die Angestellten der imbritischen Sektor Berlins gelegenen Jugoslawi¬schen Militärmission , die ihre Wohnungen imOstsektor haben, sind von der Volkspolizeiunter Hausarrest gestellt worden.
Der Chef der Militärmission versuchte da¬raufhin mit einem Auto in den britischenSektor zu fahren . Der Wagen wurde ihm je¬doch von der Volkspolizei abgenommen. DasInnenministerium der Sowjetzonenregierungteilt dazu mit, daß den Angehörigen der jugo¬slawischen Militärmission mit sofortiger Wir¬

kung der Aufenthalt im Gebiet der S’owjet-zone versagt worden sei . Als Begründung wird
angegeben, die Mitglieder der Mission hättenversucht, in der Sowjetzone Ruhe und Ord¬
nung zu stören.

Der über die Mitglieder der jugoslawischenMilitärmission in Berlin verhängte Haus¬arrest wurde am Freitag mittag plötzlichwieder aufgehoben . Die Mitglieder derKommission wurden aufeefordert . den russi-

ersteht wieder
Entspannung im Kalten Krieg, für das nächste
Frühjahr , freilich mit einer neuen Verschär¬
fung der jugoslawisch-russischen Spannungenrechnet, wobei man Grenzkonflikte und ernst¬hafte Provokationen befürchtet . Infolge der
Einstellung der Feindseligkeiten in Griechen¬
land, konnten erhebliche jugoslawische Trup¬
penteile aus Mazedonien abgezogen werden,die in der Stärke mehrerer Divisionen ent¬
lang der griechischen und albanischen Grenze
konzentriert waren . Wie man ferner vernimmt,hat der verstärkte Grenzschutz Jugoslawiensan der ungarischen und nordalbanischenGrenze keine Veränderung erfahren , da die
Lage im Banat und im montenegrinisch-alba¬
nischen Grenzgebiet immer noch als kritisch
bezeichnet wird.

Das Wahl-Barometer von Bradford
Labour-Kandidat siegt mit starkem Vorsprung

London (DND) . In der Nachwahl zum
britischen Unterhaus in Bradford (Nord-
England) , die von vielen Beobachtern als die
wichtigste Nachwahl seit den letzten Parla¬
mentswahlen betrachtet wird , hat der Kandi¬
dat der Arbeiterpartei gesiegt . Er
errang eine Mehrheit von 4000 Stimmen ge¬
genüber dem konservativen Gegner. 1945 hatteder Kandidat der Arbeiterpartei eine Mehr - '
heit von 9000 Stimmen erhalten .

Kabinetts den siaatsoeaufragten lur dasFlüchtlingswesen in Württemberg-Baden, Di¬rektor Willi Bettiffger , aus dem Staats¬dienst entlassen . Bettinger hat vor eini¬gen Wochen einen Urlaub angetreten . DasInnenministerium erklärte in einer Verlaut¬barung , viele Flüchtlinge wollten sich nichtvon einem Mann betreuen lassen, dessen Ge¬sinnungsgenossen für das Schicksal der Neu¬bürger verantwortlich seien. Bettinger werdeauch in der Öffentlichkeit wenig Vertrauenentgegengebracht.
*

Vizekanzler Franz Blücher wird an«Montag in Stuttgart erwartet . Blücher sprichtin einer öffentlichen Versammlung der Demo¬kratischen Volkspartei im Sitzungssaal deswürtt .-badiscben Landtages in der Heusteig- .Straße .

VOM TAGE
««ander -Wohnungsminister tagten . Bundes¬minister Wildermuth traf sich in Unkel amRhein zu einer eingehenden Aussprache mitden für das Wohnungswesen zuständigen Mi¬nistern der Länder . Dabei wurden die Grund¬züge der Wohnbau-Politik der Bundesregie¬rung und ihre praktische Durchführung be¬sprochen. * (DND)
Adenauer gratuliert westdeutschem Journa¬listen -Verband. Die Gründung des westdeut¬schen Journalistenverbandes in Berlin amWochenende hat Bundeskanzler Dr. Adenauerzum Anlaß genommen, um der westdeutschenPresse seinen Dank auszusprechen. (DND)
Deutsche Bergarbeiter für Südafrika ? Di«Anwerbung von Bergarbeitern aus der Bun¬desrepublik wird zur Zeit von Kreisen deisüdafrikanischen Goldminenindustrie erwogen

(DND)
Kirkpatrick dementiert . Der Leiter deiDeutschland-Abteilung im britischen Außen¬ministerium, Sir Kirkpatrick , dementierte , daßer anläßlich seines Besuches in Düsseldorf mitdeutschen Industriellen über den Wiederauf¬bau der deutschen Stahlindustrie oder überausländische Kapitalanlagen in der deutschenIndustrie gesprochen habe.- (DND)
Für Ratifizierung des Indonesien -Abkom¬mens. Für die Ratifizierung des holländisch -

indonesischen Abkommens sprach sich dieZweite Kammer des niederländischen Parla¬mentes aus. Der Vertrag, dem zufolge Indo¬
nesien ein souveräner Staat werden soll , muß
jetzt noch von der Ersten Kämmer gebilligtwerden. . (DND)

sehen Sektor bis zum 17. Dezember, 24 Uhr,zu verlassen.
Auf jugoslawischer Seite nimmt man an,daß der Grund für dieses Vorgehen in derTatsache zu suchen sei , daß Jugoslawien die

Sowjetzonenrepublik nicht anerkannt habe.Nach Ansicht westalliierter diplomatischerKreise in Berlin verstößt das Vorgehen derOstzonen-Behörden - gegen die Viermächte-
Abkommen des Alliierten Kontrollratfes.Ein Vertreter der britischen Behörden inBerlin erklärte am Freitag abend, er nehmean , daß in dem Ausweisungsbefehl der Ost¬sektor von Berlin irrtümlich als Teil der Ost¬
zonenrepublik genannt worden sei . Die Tat¬sache , daß den Jugoslawen am gleichen Tagedie Erlaubnis zum Umzug nach Westberlinerteilt worden sei , weise jedoch darauf hin,daß das Ostzonenregime eingesehen habe , wie
gefährlich nahe es einer Verletzung des Vier-mächte-Statuts von Berlin gekommen sei.Wenn es sich um keinen Irrtum gehandelthabe , erklärte der britische Beamte, dannwerde dieser Schritt weitreichende Folgenhaben.

Jagd auf „Saboteure “
Wie „Die neue Zeitung“ in ihrer Berliner

Ausgabe berichtet, will sich die SED künftig
gegen die laue Stimmung unter den Genossenwenden. In einer vor kurzem von der Ber¬liner SED angenommenen Resolution wird•festgestellt, daß Trotzkisten, Saboteure, Agen¬ten und offene Provokateure nicht nur in diePartei , sondern auch in die frühere Wirt¬schaftskommission dpr Ostzone und segar indie SED-Parteischule eingedrungen seien.• Der Vorsitzende der ' Berliner SED fordertedie Westberliner Arbeiter auf, sich durchStreik bessere Lebenabedingungen zu erzwin¬
gen. Er erklärte , die großen wirtschaftlichenFortschritte der Ostzone sollten ein Anspornzu derartigen Aktionen sein .

Ihrer Posten enthoben
Düsseldorf (DND). Der erste Vorsitzendeder KPD von Nordrhein-Wesfalen, Bundes-

tagsabgeordneter Hugo Paul , ist als Partei -
voj^ itzender beurlaubt worden. Es wird ihm
vorgeworfen, den Kampf gegen parteifeind¬liche Einflüsse nicht mit dem notwendigenEmst und genügender Wachsamkeit geführtzu haben. Gleichzeitig mit der BeurlaubungPauls wurde Joseph Schaffe , Mitglied desKPD-Sekretariats von Nordrhein-Westfalen

jmd stellvertretender Chefredakteur des Zen¬
tralorgans der Kommunistischen Partei Nord¬rhein-Westfalens, seiner Posten enthoben.Eine Kommission des kommunistischenPartei¬
vorstandes ist bereits beauftragt , die Vor¬
gänge in der Leitung der Kommunistischen
Partei Nordrhein-Westfalens zu untersuchen.

„Deutsche Gleichberechtigung“
in einer europäischen Streitmacht

Unter Hausarrest
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Schuldbekenntnisse am laufenden Band
Kostoff von den Mitangeklagten

schwer belastet
Sofia (DND) . Von den elf Angeklagten im

Kostoff-Prozeß haben sich — mit Ausnahme
von Kostoff selbst — bis jetzt alle Vernom¬
menen für schuldig erklärt und ausgesagt,Kostoff habe im Mittelpunkt der Verschwö¬
rung gestanden.

Die Freitags-Verhandlung brachte die Ver¬
nehmung der letzten -vier Angeklagten. Einer
von ihnen sagte, er habe Produktionssabotage
organisiert, weil er ein Gegner des kommuni¬stischen Regimes sei. Er und andere Ange¬klagten hätten auf Anweisung Kostoffs ge¬handelt und auf den Sturz der Regierung hin¬
gearbeitet. Ferner erklärte der Angeklagte,er sei nach dem Kriege der kommunistischenPartei beigetreten, weil er das für vorteilhaft
gehalten hätte . •

Die letzten Angeklagten, die am Freitag¬
nachmittag vernommen wurden , waren zweiMazedonier, denen zur Last gelegt - wordenwar, sie seien Agenten Marschall Titos. Einerder beiden erklärte , er sei in der bulgarisch¬mazedonischen Bewegung für' Tito tätig ge¬wesen. Der frühere Gesandtschaftsrat an 8er
jugoslawischen Gesandtschaft in Sofia be¬
kannte sich der Spionage schuldig und sagte,er habe während des Krieges gegen die kom¬
munistische Partei Bulgariens gearbeitet. Er
sagte ferner , seine Reise nach Sofia im ver¬
gangenen Jahre , wo er sich als Feind Titosund als politischer Flüchtling ausgab, sei auf
Anweisung des jugoslawischenGeheimdienstes
erfolgt. Ein weiterer Angeklagter, ein frühe¬rer Industrieller , gestand, daß er sich für denSturz der Regierung Dimitroff und ihre Er¬
setzung durch eine Regierung Kostoff einge¬setzt habe.

Die Vernehmung der Angeklagten ist damit
abgeschlossen . Das Gericht wird jetzt 65 Zeu¬
gen vernehmen .

Die bulgarische Nachrichtenagentur meldeteerst Donnerstag abend, also mit einer Ver¬
spätung von 24 Stunden, daß Kostoff seineSchuld bestritten hat .

m Schlußsitzung
des Bundes freier Gewerkschaften
London (DND) . Auf seiner Schlußsitzungveranstaltete der internationale Bund freier

Gewerkschaften eine Kundgebung, in der dieArbeiter aller Länder-, Rassen und Glaubens¬bekenntnisse aufgefordert werden, sich der
neuen Organisation anzuschließen, um - eine
Welt zu errichten , in der die Menschen vonder Tyrannei totalitärer Weltanschauungenund der Beherrschung und Ausbeutung durchKartelle frei sind.

„Schritte zum wirtschaftlichen Zusammen¬
schluß und zur Verwirklichung des Friedens“,so heißt es in dem Manifest wörtlich, „sind
die dringendsten Forderungen der Stunde.“ Mit
Deutschland, Österreich und Japan sollten
Friedensverträge abgeschlossen werden und
Deutschland müsse in die neue Völkerge¬meinschaft einbezogen werden . Der Interna¬tionale Bund Freier Gewerkschaften solle da¬rauf hinwirken , daß die Arbeitsstunden durch
internationale Abkommen begrenzt werden.
Auch solle er sich für die Festsetzung von
garantierten Mindestlöhnen für alle Arbeiter
einsetzen. Ferner heißt es in dem Manifest:
„Der Internationale Bund Freier Gewerk¬
schaften wird mit aller Macht die Bemühun¬
gen der in den Polizeistaaten schmachtenden
Völker unterstützen , sich von der totalitären
Bedrückung zu befreien.“ Als Polizeistaatenwerden angeführt”

: die Sowjetunion und ihre
Vasallenstaaten, Franco-Spanien und einigelatein-amerikanische Staaten.

Schließlich forderte das Manifest ein allge¬meines System der Atomkontrolle , eine
allgemeine Abrüstung und die Bildung einer
allgemeinen Streitmacht der Vereinten Natio¬
nen zur Wahrung des Friedens.

Ein Zweiter beging Selbstmord
Alle Angeklagten in Serajewo verurteilt

Belgrad (DND) . Das jugoslawische Ge¬richt in Serajewo, vor dem gegen die zehn
Russen verhandelt wird , erklärte am Freitagalle Angeklagten schuldig , im Kriege mitden Deutschen zusammengearbeitet zu haben.Es verurteilte die Angeklagten zu Freiheits¬strafen bis zu 20 Jahren . Vor der Verhand¬
lung hatte ejn zweiter Angeklagter Selbst¬
mord begangen. Gegen einen anderen Ange¬klagten , der im Krankenhaus liegt , wird ge¬sondert verhandelt werden.

Alle Angeklagten sind russische Emigranten,die nach dem Ende des ersten Weltkriegesnach Jugoslawien flohen und später die rus¬
sische Staatsangehörigkeit annahmen

Dnjepropetrowsk wird ausgebaut
Kiew (DND) . Die Autofabrik bei Dnjepro¬

petrowsk soll im Zuge der Durchführung des
laufenden Fünfjahresplanes beträchtlich er¬
weitert werden . Daß dies in gewissem Maße
schon erfolgt ist, zeigt der vor kurzem be- ■
gonnene Bau einer Arbeitersiedlung bei derFabrik . Die Siedlung soll aus 42 großen Häu¬
serblocks modernen Stils bestehen und in dem
in der Sowjetunion immer mehr angewand¬ten Schnellverfahren errichtet werden. Wieder Kiewer Rundfunk in einer Reportage dar¬über versicherte , dürfte die Siedlung in drei
Monaten fertiggestellt und dem Gebrauch
übergeben werden.

Lenin-Museum in Polen
Warschau (DND) . In der Ortschaft Po -

ronino bei Krakau wird , wie sich die Mos¬
kauer „Prawda “ melden läßt , das Haus, in
dem Lenin im Jahre 1913 gelebt hat , umge¬baut , und in ein Museum zum Andenkervan
Lenin eingerichtet . Der Umbau hat vor allem
den Zweck, das Haus vor dem Zerfall zu
retten und ihm das Aussehen zu verleihen,das es zu Lebzeiten Lenins hatte .

Neue Beratungen über Staatsvertrag . Bei
den Verhandlungen über den österreichischen
Staatsvertrag konnten in den letzten Sitzun¬
gen nur geringe Fortschritte erzielt werden.Trotzdem haben die Sachverständigen der
vier Großmächte beschlossen, die Beratungenforlzusetzen. (DND)

Der M.arshaüplan erreicht sein erstes Ziel
Von Norman H . Collison

Norman H . Collison Ist kürzlich aus dem Amt
ausgeschieden , nac lern er als ECA -Vertreter
und Chef der ECA -Mission in Deutschlandnahezu seit Beginn des Märshallplans tätig
gewesen war . Sein Artikel ist sowohl ein Re¬
chenschaftsbericht über seine Tätigkeit in
Deutschland als auch ein Bericht über die
Fortschritte des Marshallplanes .

In den ersten 18 Monaten seines Bestehens
hat der Marshallplan seine erste Haupt¬
aufgabe erfüllt : er hat die europäische Wirt¬
schaft wieder auf einen annähernd normalen .
Stand gebracht.

Es bedarf keiner fachmännischen Kenntnis ,um festzustellen, in welchem Ausmaß die
europäischen Länder sieh seit Beginn des
Marshallplanes im April 1948 erholt haben.
Man braucht nur um sich zu schauen und —•
sagen wir — das Deutschland von heute mit
dem Deutschland vor einem Jahr zu verglei¬
chen, um festzustellen, welche enormen Fort¬
schritte in der Versorgung des Durchschnitts¬
verbrauchers mit den lebenswichtigstenGütern
erzielt worden sind. Die traurigen Ersatz¬
waren sind aus den Regalen der Geschäfte
verschwunden, und an ihre Stelle sind echtes
Leder, gutes Leinen, erstklassige Textilien,
praktische Verkaufsgüter getreten, und die
Lebensmittellage hat sich enorm gebessert.

Die Probleme, denen sich die deutsche In¬
dustrie gegenübersieht, haben sich seit An¬
lauf des Marshallplanes radikal geändert . Das
Hauptproblem ist nicht mehr , die Fabriken in
Betrieb zu bringen ; sie sind in Betrieb und
in gewissen Herstellungssektoren schon über
dem Vorkriegsstand. Auch der Gesamtinäex
der industriellen Produktion hat sich auf etwa
90 Prozent des deutschen Standes von 1936

für einheimische Industrien und Ausbeutung
des ausländischen Käufers sind lange Zeit in
Europa übliche Praktiken gewesen. All diese
unfairen Handelspraktiken müssen aber be¬
seitigt werden, wenn die wirtschaftliche Ver¬
einheitlichung Europas aus einem Schlagwort
zur Wirklichkeit werden soll .

Die Organisation für europäischewirtschaft¬
liche Zusammenarbeit, eine europäische Kör¬
perschaft mit ihrer Zentrale in Paris , ist das
Organ, mit dessen Hilfe der Vereinheit¬
lichungsplan durchgeführt werden soll . Sie
besteht aus Vertretern der 18 ERP-Länder
und hat die von den einzelnen europäischen
Ländern vorgelegten Programme aufeinander
abzustirrynen.

Die Amerikaner dürfen nicht erwarten , daß
diese Dinge über Nacht erledigt werden. Das
Ziel einer freien europäischenMarktwirtschaft,in der die Waren ungehindert durch Zölle und
andere künstliche Maßnahmen von Land zu
Land 'fließen können, liegt noch in weiter
Ferne ; aber die Bemühungen der Marshall-
plan-Verwaltung in Deutschland und in ganz
Europa werden darauf gerichtet bleiben, die¬
ses Ziel zu erreichen.

Die Erhöhung der Produktivität der euro¬
päischen Industrie ist das andere Hauptpro¬
blem, dem sich die ECA und die europäischen
Länder selbst gegenüberstehen. Wenn Europa
nach Beendigungdes Marshallplanes im Jahre
1952 von zusätzlichen Dollarzuschüssen unab¬
hängig werden soll, müssen seine Produkte
auf dem Weltmarkt mit den amerikanischen
konkurrieren können. Sie können aber nur
dann konkurrenzfähig werden, wenn die Ge¬
stehungskosten gesenkt werden können,

Post und enendlich viele Geschenke aus allen
Teilen der Welt und vor allem von amerika¬
nischen Bürgern in den USA selbst erhält ,ist eine zwei Dutzend Angestellte umfassende
Abteilung lediglich damit beschäftigt, die Post
des Präsidenten auf gefährliche und unge¬fährlicheSendungen zu untersuchen. Geschenk¬
pakete werden durchleuchtet oder im Ölbad
unschädlich gemacht, falls der Verdacht be¬
steht , daß ein Paket eirfe Höllenmaschine
enthalten könnte . Eine ganze Reihe sehr
schöner Uhren sind auf diese Weise ruiniert
worden, da ihr Ticken auf eine mit Zeitzün¬
der versehene Bombe schließen ließ .

Im Weißen Haus selbst ist es natürlich noch
relativ einfach, für die Sicherheit des Präsi¬
denten zu sorgen. Schwieriger wird es , wenn
der Präsident sich auf Reisen begibt. Der
Amerikaner ist mit Recht sehr stolz darauf,daß er sich ungeniert dem Präsidenten seines
Landes nähern kann . Auch liebt es Präsident
Trumah , mit Menschen aus allen Bevölke¬
rungsschichten zwanglos zu verkehren. Die
Leibgarde muß hier schon die Augen offen
halten , damit nicht ein als Biedermann . ge¬tarnter Attentäter sich dem Präsidenten
nähert . Falls der. Präsident die Hauptstadt miteinem gewöhnlichen Zug verläßt , werden die
Reisenden des Zuges vor der Abfahrt von
Geheimpolizisten kontrolliert . Auf der Streckeselbst fährt eine einzelne Lokomotive dem
Zug des Präsidenten voraus . Trifft der Präsi¬
dent zu einem Besuch in irgendeiner Stadtein, dann sind Angehörige seiner Leibgardeschon Tage vorher in der Stadt erschienen,um die nötigen Sicherheitsmaßnahmen zutreffen. Verdächtige Personen werden dannmeist vorsichtshalber über die Dauer des Be¬suches in Gewahrsam genommen. (prd)

Wirtschafts -Nachrichten
erhöht.

Diese umfassenden Veränderungen haben
sich nicht nur in Deutschland, sondern überall
in Europa abgespielt. Der Wiederaufbau in
anderen europäischen Ländern in den letzten
18 Monaten war sogar noch erstaunlicher .
Außerhalb Deutschlands ist z . B . die Industrie¬
produktion weit über den Stand von 1938 an¬
gestiegen, und eine gleiche ausgesprochene
Verbesserung . der Versorgung des Durch¬
schnittsverbrauchers mit Lebensmitteln ist für
nahezu ganz Europa charakteristisch . Poli¬
tische Instabilität , wie sie die wirtschaftliche
Unsicherheit der unmittelbaren Nachkriegs¬
zeit hervörgerufen hatte , hat sich zur Zeit ge¬
legt. Auch in Ländern , die noch vor zwei Jah¬
ren am Rande des Zusammenbruchs standen,sind stabile Regierungen errichtet worden.

So siehtves auf der Habenseite der Rechnung
aus, das sind die Erfolge, die erzielt worden
sind. Aber in der Verwaltung für Wirtschaft¬
liche Zusammenarbeit, der amerikanischen Be¬
hörde, die den Marshallplan verwaltet , macht
sich niemand vor, daß die Sorgen und Nöte
Europas schon gelöst oder beendet seien. Die
wesentlich schwierigeren und sicherlich grö¬
ßeren .Aufgaben liegen noch vor uns. In den
nächsten Monaten wird viel von wirtschaft¬
licher Vereinheitlichung und Produktivität ge¬
sprochen werden. Es sind dies die beiden
Hauptthemen , auf die besonderes Gewicht ge¬
legt werden muß, damit Europa wirtschaftlich
von der amerikanischen Hilfe unabhängig
wird . Doch ist die Erreichung dieses Zieles
eine wirtschaftliche, politische und diploma¬
tische Aufgabe, die der europäischen Tradi¬
tion entgegenläuft. Es ist paradox aber wahr ,
daß es für den Amerikaner , der an dem freien
Markt seiner 48 Staaten geschult ist, leichter
ist, in europäischen Begriffen zu denken , als
fü$- einen Europäer, der seit Jahren , ja , seit
Jahrhunderten seinen eigenen Nationalismus
gepflegt und kultiviert hat . Zollschranken.
Handelsbeschränkungen. Unterstützungsgelder

Mangelan Investitionskapital, an technischen
Kenntnissen und in vielen Fällen auch ein
Mangel an echtem Unternehmergeist haben
bisher den Produktionsdrang gedämpft und
werden ihn vermutlich noch weiterhin dämp¬
fen. Aber wenn die physischen und geistigen
Hindernisse nicht überwunden werden, wenn
die Leistungsfähigkeit nicht wesentlich ge¬
steigert wird, sind die Aussichten für den
wirtschaftlichen Fortbestand Europas ohne
amerikanische Hilfe sehr gering.

Der Marshallplan sollte ein Instrument der
wirtschaftlichen Genesung sein ohne irgend¬
welche politischen Verpflichtungen. Doch ist
letzten . Endes eine dauernde wirtschaftliche
Gesundung nicht in einer Atmosphäre von
Eifersucht, Mißtrauen und der Errichtung
künstlicher Zollschranken zu erreichen.

Aus diesem Grunde befriedigen die vor
kurzem von der westdeutschen Bundesrepu¬
blik unternommenen Schritte zur Liberalisie¬
rung ihrer Handelsabkommen, indem sie die
Importquoten abgeschafft und praktisch alle
Beschränkungen beseitigt hat . Die Maßnah¬
men, zu denen sich die Bundesrepublik kürz¬
lich durch die geplante Beseitigung diskrimi-
natorischer Haridelspraktiken und Dumping¬
methoden verpflichtet hat , sind sicherlich
rühmenswerte Schritte des jüngsten Mitglieds
der Marshallplangemeinschaft, die den Weg zu
einer allgemein-gültigen Form fairer Handels¬
praktiken weisen

Schließlich werden die Versicherungen der
Bundesrepublik, in denen sie den anderen
Teilnehmerländern ihre aufrichtigen Absich¬
ten bezüglich .einer Politik der militärischen
Sicherheit und Entmilitarisierung erklärt hat ,
wesentlich dazu beitragen, die Furcht der
Nachbarländer zu vermindern und das Band
eines besseren gegenseitigen Verständnisses
fester zu knüpfen. Solche Maßnahmen, wie
sie von Westdeutschland unternommen wor¬
den sind, eröffnen unter günstigen Vorzeichen
die zweite Phase der Mashallnlanentwicklung.

Wie Präs . Truman vor Attentaten bewacht wird
Seine Leibwächter sin.d sehr vielseitige Män¬
ner — Jedes Paket an den Präsidenten wird

durchleuchtet
Die Könige und Fürsten früherer Jahrhun¬

derte hatten alle ihre Leibgarde , deren
Mitglieder verpflichtet waren , jeden Anschlag
auf das Leben ihres Herrschers unter Einsatz
des eigenen Lebens zu vereiteln . Auch mo¬
derne Staatsmänner haben eine solche Leib¬
garde, die umso stärker ist , je höher sie im
öffentlichen Leben ihres Landes stehen. Wäh¬
rend jedoch die Mitglieder der Leibgarden in
totalitären Staaten durch Uniformen kenntlich
gemacht sind und ihr Führer oft der .wahre
Herrscher des betreffenden Landes ist, da
jeder Diktator in ständiger Furcht vor Atten¬
taten lebt (bed Mussolini war sie sogar zur
Manie geworden) , sind die Leibgardisten de>~
mokratischer Staatsmänner nur sehr selten
uniformiert . Meist besteht die Leibgarde aus
Geheimpolizisten, die als unauffällige Poli¬
zisten unter der Begleitungdes Staatsmannes zu
finden sind und von denen nur Eingeweihtewissen, daß sie keine Poliker , Diplomaten oder
Parteifreunde sind.

Auch der amerikanische Präsident hat
selbstverständlich eine Leibgarde. Wie stark
sie ist, wird nicht bekanntgegeben. Es gibt
sogar Leute, die behaupten, daß nicht einmal"Präsident Truman selbst wisse, wieviele Män¬
ner in seiner Umgebung dazu da sind, ihn vor
Attentaten zu schützen. Das klingt vielleicht
paradox , doch der Präsident befehligt seine
Leibgarde nicht selbst. Ihr Chef ist der ame¬
rikanische Finanzminister; er kann Einstel¬
lungen und Entlassungen vornehmen.
Juristen , Boxer , Scharfschützen

Es dürfte wohl kaum einen ehrgeizigen Ge¬
heimpolizisten oder Detektiv in den USA ge¬
ben, dessen Traum es nicht wäre , in die Leib¬
garde des Präsidenten eingereiht zu werden.
Doch der Weg in diese zivile Elitetruppe ist
mit Hindernissen gepflastert. Die Bewerber
sollen nach Möglichkeit Jura studiert haben

und gute Psychologen sein . Selbstverständlich
werden auch körperliche Vorzüge verlangt .
So sind die Angehörigen der Leibgarde im
Boxen und Jiu-Jitsu ausgebildet. Tägliche
Übungsstunden sorgen dafür , daß sie in Form
bleiben. Daß die Männer, die für das Leben
des höchsten Mannes in den Vereinigten Staa¬
ten verantwortlich sind, ausgezeichneteScharf¬
schützen sein müssen, versteht sich von selbst.
Sie haben jeden Monat eine Prüfung abzu¬
legen und zwar im Schnellfeuer aus allen
Körperlagen und im Präzisionsschießen. In
Mutproben Vvird festgestellt, ob der Leibgar¬
dist über körperliche Gewandtheit, Entschluß¬
kraft und gute Nerven verfügt.

Was die psychiatrischen Kenntnisse anbe¬
trifft , die verlangt werden, so sind sie vor
allem deshalb nötig, weil es immerhin Vor¬
kommen könnte, daß ein Geisteskranker oder
ein Amokläufer ein Attentat versucht. So
wurde Mac Kinley im Jahre 1901 in Buf¬
falo von einem Geisteskranken ermordet. Nach
diesem Attentat wurde ein Geheimdienst zuipSchutze des jeweiligen Präsidenten aufgebaut.

Besonders sorgfältig wurden die Schutzmaß¬
nahmen für Präsident Roosevelt während
des Krieges getroffen . Nachdem es bis zum
Jahre 1941 fast jedem Staatsbürger der USA
möglich war , ins Weiße Haus zu gelangen,wurden 1941 Ausweise für die Beamten und
Journalisten eingeführt, die dienstlich und
beruflich im Weißen Haus zu tun haben. Doch
ist es auch heute noch nicht allzu schwer ,das Weiße Haus als Besucher zu betreten . Die
Zahl der Schaulustigen im Weißen Haus be¬
trägt pro Jahr weit über 500 000 . Es ist unter
diesen Umständen nicht leicht für die im
Weißen Haus Dienst tuenden Geheimpoli¬zisten, sozusagen die Schafe von den Böcken
zu scheiden , das heißt, verdächtige Personen
oder Geisteskranke auszusondem. Hier helfen
oft nur ausgezeichnete psychiatrische Kennt¬
nisse und ein „sechster Sinn “ .
Taschenuhr oder Höllenmaschine ?

Da der Präsident der USA unendlich viel

Gute Exportgeschäfte
der . württ.-badischen MaschinenDauer
Die Ausfuhr der württ .-badischen Maschi¬

nenbauindustrie entwickelte sich zufrieden¬stellend. Wie aus maßgeblichen Kreisen zuerfahren ist , laufen ständig zahlreiche Aus¬landsanfragen ein . Die Preisfrage spielt hierbeieine untergeordnete Rolle , da es sich bei denmeisten Maschinen um hochqualifizierte An¬lagen handelt . Mit dem Umrechnungskursvon
23,8 ist gut auszukommen. Ein Teil der Fir¬men hat die Preise um die Abwertungsmargeherabgesetzt . Der Großteil der Unternehmeraber ist bei Preisnachlässen sehr zurückhal¬tend. Viele Firmen klagen über notleidendeAusfuhr-Anträge mangels Importlizenzen be¬sonders im Geschäft mit Holland und Öster¬reich . Die Durchführungsbestimmungen zum
Interzonenhandelsabkommen stoßen in Ma¬schinenbaukreisen auf lebhafte Kritik. Manneigt zu der Ansicht , daß das gesamte Ab¬kommen durch bürokratische Hemmnisse zumScheitern verurteilt sei . Die vom Landes¬wirtschaftsamt Württemberg-Baden in Zu¬
sammenhang mit den Fachverbänden vorge¬sehene Preisprüfung zur Verhinderung eines
Dumpings hat sich noch nicht eingespielt. Diesdürfte daran liegen, daß die Materie sehrkompliziert ist und daß das württ .-badische
Wirtschaftsministerium von der Verwaltungfür Wirtschaft noch keine verbindliche An¬
weisungen erhalten haben will . CVWD)

100 Eier pro Kopf im nächsten Jahr
Für das Jahr 1950 ist nach einer Erklärungdes Bundesernährungsministeriums (BEM) die

Versorgung der Bevölkerung des Bundesge¬bietes mit rund 100 Eiern je Kopf sicherge¬stellt . Bisher abgeschlossene u . bevorstehendeVerträge über die Einfuhr von fast einerMilliarde Stück Eier für das kommende Jahrsowie die auf drei Milliarden Stück geschätzteEiererzeugung der Bundesrepublik sollen diese
Versorgung ermöglichen. Für die Zeit desstärksten Angebots glaubt das BEM mit einem
Klednverkaufspreis von 23 bis 25 Pfennig jeStück rechnen zu können.

Die Bemühungen des BEM durch Einfuhr
von Eiern einen Druck auf die überhöhten
Kleinverkaufspreise auszuüben, zeigen bereitsdie ersten Erfolge. Die Notierungen der Frank¬furter Eierbörse sind bereits zunächst umzwei , dann aber um weitere drei Pfennig zu¬
rückgegangen. Das ’ BEM sagt weitere Preis¬nachlässe für die allernächste Zeit voraus,wenn die angekündigten und zum Teil schonverladenen Lieferungen von 40 Mill . StückEier auf den Markt kommen.Um den Hausfrauen ein Urteil über die
Preiswürdigkeit der im Kleinverkauf ange¬botenen Auslandseier zu ermöglichen, willdas Bundesemährungsministerium für eine
weitgehende Verbreitung der Einfuhrpreiseüber Presse und Rundfunk sorgen . Für Fracht¬
spesen , Import-, Groß- und KJeinhandels-
spannen komme ein Aufschlag von 6 bis 8 Pfg.je Stück auf die Einfuhrpreise in Frage. Ge¬
gen einq, Überschreitung der sich daraus ’ er¬
gebenden Kleinverkaufspreise sollten Sich die
Hausfrauen nach Ansicht des BEM durch
Kaufenthaltung zur Wehr setzen fVWDl

Margarine soll billiger werden
In den letzten Tagen fanden in Bonn Be¬

sprechungen wegen des von der Margarine-
Industrie geforderten 40%igen Schutzzollesstatt . Im Laufe der Besprechungen wiesen
Sachverständige darauf hin , daß die Marga¬rinewerke z. Zt . anstelle eines Fabrikpreisesvon 204 DM für den Doppelzentner nur
188 DM fordern , ohne daß der Konsument
einen Vorteil davon hat . Beim Margarine-
Groß- und Kleinhandel entsteht dadurch je¬doch ein Übergewinn von jährlich rd . 77 Mill.DM. Nach den Großhandels- und Kleinhan¬
delsaufschlägen dürfte ein Kilo Margarinenicht 2 .44 DM, sondern 2 .26 DM kosten. DasBundes - Landwirtschaftsministerium fordert
energisch eine Preissenkung für Margarine,um die Erhöhung der Butterpreise auszu¬
gleichen . 'DND>

Fritalux im Werden. Frankreich, Italien,Belgien , Holland und Luxemburg sind amFreitag überedngekommen, ihre finanzielle»und wirtschaftlichen Beziehungen in der ge¬planten Wirtschafts-Union zu stärken . (DND)
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